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Antrag 

der Abgeordneten Ingrid Koppe und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Entbindung ehemaliger Mitarbeiter des Staatssicherheitsdienstes von der ihnen 
auferlegten Schweigepflicht 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, unver- 
züglich alle geeigneten und erforderlichen Maßnahmen zu tref- 
fen, um die am 16. Mai 1990 vom DDR-Ministerrat beschlossenen 
„Festlegungen zur Aufhebung der Schweigepflicht'' (GBl. -DDR 
I S. 250), die als fortgeltendes DDR-Recht nach Artikel 9 Eini- 
gungsvertrag nach wie vor gelten, dahin gehend ab'zuändern, daß 
alle ehemaligen - hauptamtlichen und inoffiziellen - Mitarbeiter 
des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS)/Amt für Nationale 
Sicherheit (Af NS) in vollem Umfang von der ihnen auferlegten 
Schweigepflicht über anvertraute Staats- und Dienstgeheimnisse 
- bei Wahrung schutzwürdiger Persönlichkeitsrechte Dritter - 
entbunden werden. 

Bonn, den 11. Februar 1992 

Ingrid Köppe 

Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 


Begründung 

1. Der Ministerrat der Deutschen Demokratischen Republik hat 
am 16. Mai 1990 beschlossen, alle hauptamtlichen und inoffi- 
ziellen Mitarbeiter von der ihnen auf erlegten Schweigepflicht 
zu entbinden, jedoch mit folgenden gravierenden Einschrän- 
kungen: 

— Grundsätzlich besteht die Schweigepflicht fort in bezug auf 
jegliche „mit der Verfassung der Deutschen Demokrati- 
schen Republik in Übereinstimmung stehende frühere ge- 
heimdienstliche oder nachrichtendienstliche Tätigkeit". 

— Die weitergehende Aufhebung der Schweigepflicht gegen- 
über Staatsanwaltschaft oder Kriminalpolizei wurde nicht 
auf die Gerichte erstreckt. 
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— „Kein ehemaliger inoffizieller Mitarbeiter kann. . . gezwun- 
gen werden, seine Tätigkeit als inoffizieller Mitarbeiter 
offenzulegen'', außer im Rahmen von polizeilichen oder 
staatsanwaltlichen Ermittlungen. 

— Ehemalige hauptamtliche Mitarbeiter dürfen sich nicht ein- 
mal gegenüber einer Person ihres Vertrauens offenbaren. 

— Die Schweigepflichtentbindung gegenüber parlamentari- 
schen Untersuchungen wurde beschränkt auf solche bezüg- 
lich „die Verfassung der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik verletzende Tätigkeiten" und gilt nur gegenüber - nicht 
mehr existenten - parlamentarischen oder Regierungs- 
Kommissionen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 

Dies schränkt die notwendige Rekonstruktion der Arbeitsweise 
des Staatssicherheitsdienstes wie auch einzelner Vorgänge 
unerträglich ein. 

— Bei den empörendsten Tätigkeiten der Staatssicherheit han- 
delte es sich in weitem Umfang gerade um solche unter An- 
wendung nachrichtendienstlicher Methoden, also um 
„nachrichtendienstiiche Tätigkeiten" im Sinne des frag- 
lichen Beschlusses. 

— Statt einer mit Rechtsunsicherheiten behafteten erweiterten 
Auslegung des fraglichen Beschlusses (wie durch die Ent- 
scheidung des . Kammergerichts Berlin vom 5. Dezember 
1991 in Sachen Mauerschützen/Neiber; Aktenzeichen 4 Ws 
246/91) bedarf es einer ausdrücklichen Festlegung, daß ehe- 
malige Angehörige des MfS/AfNS auch vor Gerichten nicht 
unter Berufung auf die Fortgeltung ihrer Schweigepflicht die 
Aussage verweigern dürfen, 

— Insbesondere erschwert die Schweigepflicht den notwen- 
digen Prozeß der gesellschaftlichen Aufarbeitung in dem 
bestehengebliebenen Umfang ungemein. 

3. Daher ist die Schweigepflicht in vollem Umfang aufzuheben, 
wobei lediglich wirklich schutzwürdige Persönlichkeitsrechte 
Dritter zu wahren sind. Der konkrete Umfang an Schutzwür- 
digkeit ist durch eine Abwägung mit dem erheblichen öffent- 
lichen Interesse an einer Information über die Organisation 
Staatssicherheitsdienst sowie die darin verantwortlich handeln- 
den Individuen zu ermitteln. 

4. Nach verbreiteter Rechtsaüffassung ist die Bundesregierung 
ohne weiteres selbst zu einer entsprechenden Abänderung die- 
ses Beschlusses rechtlich in der Lage, da sie objektiv Rechts- 
nachfolgerin der letzten DDR-Regierung ist. Soweit die Bun- 
desregierung dem nicht zu folgert bereit sein sollte, mag sie um 
die für erforderlich gehaltene parlamentarische Mitwirkung 
z. B. durch Vorlage eines Gesetzesentwurfs ersuchen. 
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